
Erhältlich im Buchhandel oder bei: beck-shop.de | Verlag C.H.BECK oHG · 80791 München | kundenservice@beck.de | Preise inkl. MwSt. | 160374

Folgen Sie uns auf    Mehr Infos: ch.beck.de/socialmedia

Prägnant erläutert
	� Ein- und Ausfuhrrecht
	� Ein- und Ausfuhrregelungen für 

bestimmte Waren
	� Embargo- und Sanktionsmaßnah-

men
	� Verwaltung mengenmäßiger Kon-

tingente und Statistiken im Außen-
handel
	� Handelspolitische Schutzinstrumente
	� Handelsaspekte des geistigen Eigen-

tums
	� Zolltarifrecht
	� Zollverfahrensrecht
	� Rechtsdurchsetzung im Außenwirt-

schafts- und Zollrecht
	� Investitionsschutzpolitik
	� Vertragliche Handelspolitik

Der umfassende  
Kommentar
behandelt das EU-Außenwirtschafts- 
und Zollrecht. Im Mittelpunkt stehen u.a. 
die sekundärrechtlichen Vorschriften 
zum Ausfuhr-, Einfuhr- und Zollver-
fahren, die von den Zollbehörden in 
der EU verwaltet werden. Kommentiert 
werden daneben z.B. auch wichtige Vor-
schriften zur Investitionsschutzpolitik 
der EU. Dabei handelt es sich überwie-
gend um unmittelbar anwend bares 
Recht. Ergänzt werden die Kommentie-
rungen durch systematische Beiträge 
zu praxisrelevanten Bereichen 
wie Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen, Sanktions- und Embar-
gomaßnahmen, Rechtsschutz sowie zur 
vertraglichen Handelspolitik.

Krenzler/Herrmann/Niestedt
EU-Außenwirtschafts-  
und Zollrecht

Loseblatt-Kommentar
22. Auflage. 2024. Stand Dezember 2023. 
Rund 3828 Seiten.  
In 2 Leinenordnern  
€ 119,– Vorteilspreis  
mit Aktualisierungsservice*)  
ISBN 978-3-406-64200-5
€ 199,– ohne Aktualisierungsservice
ISBN 978-3-406-64201-2

   beck-shop.de/10712471

 
*)  Der Aktualisierungsservice von C.H.BECK:  

Sie erhalten alle Ergänzungslieferungen automatisch 
zum jeweiligen Preis. Nach Erhalt von 3 Ergänzungs-
lieferungen können Sie den Service jederzeit kündigen. 

Unentbehrlich für  
den Außenhandel.

Neu mit Stand  
Dezember 2023:  
	� Neu: Systematischer Beitrag zum 

Carbon Border Adjustment Mecha-
nism mit Durchführungsverordnung
	� Aktualisierung des »Foreign Subsi-

dies Instruments«
	� Aktualisierungen zum Unionszoll-

kodex
	� Aktualisierung des Rechtsschutzes 

im EU-Außenwirtschaftsrecht

NVwZ-Editorial Heft 16/2024

 

Neues Qualzuchtverbot: Alles für die Katz? 
 

In einer Zeit, in der sich Hunde und Katzen immer mehr zu lebendigen lifestyle Acces-
soires entwickeln, verwundert es nicht, dass der Gesetzesentwurf der Bundesregierung 
zur Änderung des Tierschutzgesetzes und des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes 

eine Effektivierung des Qualzuchtverbots anstrebt. Der Gesetzesentwurf 
aus der Feder des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 
wurde kürzlich dem Bundesrat zugeleitet (BR-Drs. 256/24). Der Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens ist noch in diesem Jahr geplant. Ausgangs-
punkt des Qualzuchtverbots ist dabei § 11b I TierSchG, der es schon heute 
verbietet, Tiere so zu züchten oder zu verändern, dass es zu zucht- oder 
veränderungsbedingten Schmerzen, Leiden oder Schäden bei der Folgegen-
eration kommt. Auf Grundlage dieses Paragrafens wurde in der Vergan-
genheit bereits die Zucht bestimmter Nackthunde und -katzen verboten. 
Überdies kann nicht nur fehlendes Fell, sondern auch eine Haarpracht im 
Mozartstil zu einem Zuchtverbot führen, wie sich an der Haubenente zeigt. 

Der geplante § 11b Ia TierSchG-E ergänzt das Qualzuchtverbot nun durch eine nicht-
abschließende Liste an beispielhaften unzulässigen Symptomen. Genannt werden hier ua 
die Atemnot (Stichwort: Mops) und die Anomalien des Skelettsystems (Stichwort: Zwerg-
spitz). An dieser geplanten Liste wird derzeit, ähnlich wie an den Sphinx-Katzen, kein 
gutes Haar gelassen. Vornehmlich wird dabei kritisiert, dass der Symptomkatalog zu un-
bestimmt sei. Tierzüchter sehen sich bereits um ihre Dackelzucht gebracht und fürchten 
ein generelles Verbot der Züchtung von Rassen, die Merkmale des Katalogs aufweisen. 
Diesbezüglich wird in der Gesetzesbegründung jedoch darauf verwiesen, dass das geltende 
Zuchtverbot durch den Katalog lediglich konkretisiert werde, ohne den Anwendungs- 
bereich des § 11b I 1 TierSchG zu verändern. Ein pauschales Zuchtverbot von bestimm-
ten Rassen sei damit nicht vorgesehen. Insofern bleibt die Beurteilung, ob eine Qualzucht 
vorliegt oder nicht, von dem jeweiligen Einzelfall abhängig. Der gemeine Mops, der  
explizit als „freiatmend“ deklariert wird und damit nicht, wie üblich, am Brachycephalen 
Syndrom leidet, muss damit keine Unfruchtbarmachung befürchten. 

Für die zuständigen Behörden bedeutet dies, dass sie sich rassenunabhängig mit den  
jeweiligen Tieren befassen müssen. Der Symptomkatalog dient dabei lediglich als Indiz 
einer Qualzucht. Der Umstand, dass bestimmte, mit Schmerzen, Leiden und Schäden ver-
bundene Merkmale bei einigen Rassen gewollt und typisch sind, bleibt demnach aller-
dings unberücksichtigt. Auch wird dies der insoweit ergangenen Rechtsprechung nicht 
gerecht, die bereits eine vom Einzelfall unabhängige rassenbezogenen Beurteilung etab-
liert hat. Nicht zuletzt führt der Katalog, der den Züchtern als Adressaten der Regelung 
als Hilfestellung dienen sollte, bei diesen eher zu Rechtsunsicherheit als zu Rechtsklarheit. 

Insofern ist in Zukunft vermehrt mit Qualzuchtverfahren zu rechnen. Ob diese vor dem 
Hintergrund des neuen Katalogs eher zur Quälerei der Behörden und Gerichten als zur 
Effektivierung des Qualzuchtverbots führen, bleibt dabei abzuwarten. 

 

Wiss. Mitarbeiterin Barbara Maria Hasenau, Bonn 




